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A. 

Die Stimmberechtigten der Stadt Chur beschlossen an der Urnenabstimmung vom 

26. November 2006 eine Totalrevision der Stadtplanung, welche mit Regierungsbe­ 

schluss vom 3. Juli 2007 (Prot. Nr. 813) mit diversen Vorbehalten genehmigt wurde. 

Einer der Vorbehalte betraf die Materialabbauzone bei der Plessurmündung in den 

Rhein sowie die entsprechende Baugesetzesbestimmung (Art. 54 BauG). Bezüglich 

dieser Zone und der dazugehörenden Gesetzesbestimmung wurde das Genehmi-. 

gungsverfahren sistiert, bis aufgezeigt werden kann, dass die Ausbeutung von Ge­ 

schiebe aus dem Wasser auch längerfristig rechtlich zulässig ist. Andernfalls fehlten 
die Voraussetzungen für die Erteilung einer spezialrechtlichen Kiesentnahmebewilli­ 

gung. Die Stadt Chur wurde in diesem Sinne aufgefordert, in Zusammenarbeit mit 

dem Kanton abzuklären, ob und falls ja in welchem Mass eine Ausbeutung von Mate­ 

rial aus dem Rhein bei der Plessurmündung langfristig möglich ist. 

B. 

Mit Beschluss vom 5. November 2019 beantragt der Stadtrat der Stadt Chur die Auf­ 

hebung der Sistierung resp. Fortsetzung des Genehmigungsverfahrens für die er­ 

wähnte Materialabbauzone samt Art. 54 BauG. Die Kieswerk Calanda AG hat mit 

dem Fachgutachten "Kiesentnahmen aus dem Alpenrhein bei der Plessurmündung" 

vom 18. April 2019 (Hunziker, Zarn und Partner/ ecowert) dargelegt, dass die ge­ 

plante Kiesentnahme mit dem Gewässerschutzrecht im Einklang steht. Die im Gut­ 

achten aufgeführten Kiesentnahmemengen geben zu keinen weiteren Bemerkungen 

Anlass; der notwendige Nachweis gemäss eidgenössischer Gewässerschutzverord­ 
nung (SR 814.201) kann somit als erbracht betrachtet werden. 
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Die flussbaulichen Aspekte zur Wiederherstellung der Fischgängigkeit bei der Ples­ 

surmündung wurden ebenfalls mittels eines Variantenstudiums untersucht. Die Vari­ 

ante gemäss Aktennotiz "Kiesentnahmen und Umgestaltung Plessurmündung; Prü­ 

fung der Vereinbarkeit der Zuglinie des Kieswerks Calanda mit einer möglichen Um­ 

gestaltung der Plessurmündung" vom 15. Juni 2018 (Hunziker, Zarn und Partner), 

welche weiterverfolgt werden soll, wird durch die Materialabbauzone nicht beein­ 

trächtigt. In diesem Sinne werden auch die erforderlichen Voraussetzungen für die 

Erteilung der notwendigen spezialrechtlichen Bewilligungen als erfüllt betrachtet. 

Im Übrigen drängen sich keine weiteren Bemerkungen auf. Die im Zonenplan 1 :5000 

und im Zonenplan 1:10 000 vom 26. November 2006 ausgeschiedene Materialab­ 

bauzone bei der Plessurmündung sowie Art. 54 (Materialabbauzone) des am 26. No­ 

vember 2006 beschlossenen Baugesetzes können nunmehr genehmigt werden. 

Gestützt auf Art. 49 KRG 

beschliesst die Regierung: 

1. Der Zonenplan 1 :5000 und der Zonenplan 1 :10 000, beide vom 26. November 

2006, werden nunmehr auch bezüglich der Materialabbauzone bei der Plessur­ 

mündung genehmigt. 

2. Das am 26. November 2006 beschlossene neue Baugesetz wird nunmehr auch 

bezüglich Art. 54 (Materialabbauzone) genehmigt. 

3. Der Stadtrat der Stadt Chur wird ersucht, diesen Beschluss in geeigneter Form 

öffentlich bekannt zu geben (ohne Rechtsmittelbelehrung). 

4. Soweit für die Verwirklichung der Planung Bewilligungen irgendwelcher Art not­ 

wendig sind, bleibt der Bewilligungsentscheid der zuständigen Behörde oder 

Amtsstelle vorbehalten. 
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5. Das Amt für Raumentwicklung wird beauftragt, die aufgrund dieses Beschlus­ 

ses nötigen Kennzeichnungen in den eingereichten graphischen Auszügen vor­ 

zunehmen. 

6. Die Stadt Chur als Datenverwaltungsstelle führt die Nutzungsplandaten nach 

den Weisungen des Amtes für Raumentwicklung nach. 

7. Mitteilung an: 

- Stadtrat Chur, Stadthaus, Masanserstrasse 22, 7001 Chur 

- Stadt Chur, Hochbaudienste, Stadtentwicklung, Stadthaus, Masanserstrasse 
22, 7001 Chur 

- Amt für Natur und Umwelt 

- Amt für Jagd und Fischerei 

- Amt für Wald und Naturgefahren 

- Tiefbauamt 

- Amt für Raumentwicklung 

- Standeskanzlei 

- Departement für Volkswirtschaft und Soziales (im Doppel, samt Unterlagen) 

Namens der Regierung 
Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

Dr. Chr. Rathgeb Daniel Spadin 


